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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
(ÄndG — BewG 1963) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bewertungsgesetz vom 16. Oktober 1934 
(Reidisgesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch 
das Steueränderungsgesetz 1961 vom 13. Juli 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 981), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 9 wird gestrichen. 

2. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absätze 1 und 2 erhalten die folgende Fas- 
sung: 

„(1) Die an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassenen oder in den 
geregelten Freiverkehr einbezogenen Wert- 
papiere sind mit den für sie festgestellten 
Kursen anzusetzen. Schuldbuchforderungen 
sind wie Wertpapiere zu behandeln. 

(2) Anteile an Kapitalgesellschaften (Ak- 
tiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, Kolonialgesellschaften, bergrecht- 
liche Gewerkschaften), die nicht unter Ab- 
satz 1 fallen, sind mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. Läßt sich der gemeine Wert 
nicht aus Verkäufen ableiten, so ist er unter 
Berücksichtigung des Vermögens und der 
Ertragsaussichten der Kapitalgesellschaft zu 
schätzen." 

b) In Absatz 3 wird jeweils das Wort „Gesell- 
schaft" durch das Wort „Kapitalgesellschaft" 
ersetzt. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

1,(4) Wertpapiere, die Rechte der Einleger 
(Anteilinhaber) gegen eine Kapitalanlage- 
gesellschaft oder einen sonstigen Fonds ver- 
briefen (Anteilscheine), sind mit dem Rück- 
nahmepreis anzusetzen." 

3. In § 21 Abs. 1 Ziff. 1 wird das Wort „Gewerbe- 
berechtigungen" durch das Wort „Mineral- 
gewinnungsrechte" ersetzt. 

4. In § 22 Abs. 1 Ziff. 2 werden die Worte „einer 
Gewerbeberechtigung" durch die Worte „einem 
Mineralgewinnungsrecht" ersetzt. 


5. In § 25 wird in der Ziffer 2 das Wort „Gewerbe- 
berechtigungen" durch das .Wort „Mineral- 
gewinnungsrechten" ersetzt. 

6. In § 51 Abs. 4 wird das Wort „Gewerbeberech- 
tigungen" durch das Wort „Mineralgewinnungs- 
rechte" ersetzt. 

7. § 55 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Dem Betrieb eines Gewerbes im Sinne 
dieses Gesetzes steht die Ausübung eines freien 
Berufes gleich. Das gilt nicht für eine selbstän- 
dig ausgeübte künstlerische oder wissenschaft- 
liche Tätigkeit, die sich auf schöpferische oder 
forschende Tätigkeit, Lehr-, Vortrags- und Prü- 
fungstätigkeit oder auf schriftstellerische Tätig- 
keit beschränkt. § 56 bleibt unberührt." 

8. § 56 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Ziffern 4 und 5 ge- 
strichen. Ziffern 6 und 7 werden Ziffern 4 
und 5. 

b) Der folgende neue Absatz 2 wird eingefügt. 

„(2) Einen gewerblichen Betrieb bilden 
auch die Wirtschaftsgüter, die den sonstigen 
juristischen Personen des privaten Rechts, 
den nichtrechtsfähigen Vereinen, Anstal- 
ten, Stiftungen und anderen Zweckvermö- 
gen gehören, soweit sie einem wirtschaft- 
lichen Geschäftsbetrieb (ausgenommen Land- 
und Forstwirtschaft) dienen." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

9. § 58 erhält die folgende Fassung: 

„§ 58 

Mineralgewinnungsrechte 

(1) Bei Bodenschätzen, die nur auf Grund 
staatlicher Verleihung oder auf Grund eines 
übertragenen ausschließlichen Rechts des Staa- 
tes aufgesucht und gewonnnen werden können, 
ist das verliehene oder das auf Grund der 
staatlichen Erlaubnis zur Ausübung überlassene 
Mineralgewinnungsrecht als selbständiges Wirt- 
schaftsgut mit dem gemeinen Wert zu bewer- 
ten. 

(2) Bei Bodenschätzen, die ohne besondere 
staatliche Verleihung bereits auf Grund des Ei- 
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gentums am Grundstück aufgesudit und gewon- 
nen werden können, ist die aus dem Eigentum 
fließende Bereditigung zur Gewinnung der Bo- 
denschätze wie ein Mineralgewinnungsrecht 
mit dem gemeinen Wert zu bewerten, sobald 
sie als selbständiges Wirtsdiaftsgut zum Zwecke 
einer nachhaltigen gewerblichen Nutzung in 
den Verkehr gebracht worden ist." 

10. § 59 Ziff. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die Erfindungen, Urheberrechte sowie Ori- 
ginale und Vervielfältigungsstücke urheber- 
rechtlich geschützter Werke, die nach § 67 
Abs. 1 Ziff. 5 nicht zum sonstigen Vermö- 
gen gehören. Diensterfindungen gehören 
nur in dem Umfang zum Betriebsvermögen 
des Arbeitgebers, in dem sie von diesem 
in Lizenz vergeben oder in sonstiger Weise 
einem Dritten gegen Entgelt zur Ausnut- 
zung überlassen werden." 

11. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Ist eine inländische Kapitalgesellschaft oder 
ein inländischer Versicherungsverein auf 
Gegenseitigkeit an dem Grund- oder Stamm- 
kapital einer anderen inländischen Kapital- 
gesellschaft mindestens zu einem Viertel 
unmittelbar beteiligt, so gehört die Beteili- 
gung insoweit nicht zum gewerblichen Be- 
trieb, als sie ununterbrochen seit mindestens 
12 Monaten vor dem maßgebenden Ab- 
schlußzeitpunkt (§ 63) besteht." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Reich" durch 
das Wort „Bund" ersetzt. 

12. Hinter § 62 a wird folgender § 62 b eingefügt: 

„■§ 62 b 

Steuerschulden 

(1) Schulden aus laufend veranlagten Steu- 
ern sind nur abzuziehen, wenn die Steuern ent- 
weder 

1. spätestens im Feststellungszeitpunkt 
(§ 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, § 23 Abs. 2) 
fällig geworden sind 

oder 

2. für einen Zeitraum erhoben werden, 
der spätestens im Feststellungszeit- 
punkt geendet hat. Endet der Erhe- 
bungszeitraum erst nach dem Feststel- 
lungszeitpunkt, so sind die Steuer- 
schulden insoweit abzuziehen, als die 
erhobenen Steuern auf die Zeit vor 
dem Feststellungszeitpunkt entfallen. 

(2) Für Betriebe mit abweichendem Wirt- 
schaftsjahr ist statt des Feststellungszeitpunk- 
tes der Abschlußzeitpunkt (§ 63 Abs. 3) maß- 
gebend." 


13. § 66 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In den Absätzen 2 und 4 wird jeweils das 
Wort „Gewerbeberechtigungen" durch das 
Wort „Mineralgewinnungsrechte" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Absatz 4" 
gestrichen. 

c) An Absatz 4 wird folgender neuer Satz an- 
gefügt: 

„§ 73 a ist entsprechend anzuwenden." 

14. § 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) In Ziffer 4 werden die Worte von „jedoch 
unter der Voraussetzung" an bis zum Ende 
der Ziffer 4 gestrichen. 

b) Ziffer 5 erhält die folgende Fassimg: 

„5. Erfindungen und Urheberrechte. Beim 
unbeschränkt steuerpflichtigen Erfinder 
und Urheber gehören jedoch die eige- 
nen Erfindungen und Urheberrechte 
nicht zum sonstigen Vermögen. Das 
gleiche gilt, wenn diese Erfindungen 
und Urheberrechte im Fall seines Todes 
auf den unbeschränkt steuerpflichtigen 
Ehegatten oder die unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Kinder übergegangen sind. 
Originale und Vervielfältigungsstücke 
urheberrechtlich geschützter Werke sind 
wie Urheberrechte zu behandeln;". 

15. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Stichtag für die Bewertung von Wert- 
papieren und Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften ist jeweils der 31. Dezember des 
Jahres, das dem für die Haupt Veranlagung, 
Neu Veranlagung und Nachveranlagimg zur 
Vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt 
vorangeht." 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

16. § 70 erhält die folgende Fassung: 

„§ 70 

Festsetzung von Steuerkursen 

(1) Für Wertpapiere, die am Stichtag (§ 69) 
an einer deutschen Börse zum amtlichen Handel 
zugelassen oder in den geregelten Freiverkehr 
einbezogen sind, werden besondere Steuerkurse 
festgesetzt. Das gleiche gilt für Schuldbuchforde- 
rungen. 

(2) Für Wertpapiere, die Rechte der Ein- 
leger (Anteilinhaber) gegen eine Kapitalanlage- 
gesellschaft oder einen sonstigen Fonds ver- 
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briefen, werden Steuerkurse festgesetzt, ohne 
daß es auf die in Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen ankommt. 

(3) Die Vorschriften in § 13 Abs. 3 bleiben 
unberührt.“ 

17. § 71 erhalt die folgende Fassung: 

„§ 71 

Verfahren bei der Steuerkursfestsetzung 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Herbeiführung ein- 
heitlicher Werte und zur Verwaltungsverein- 
fachung Steuerkurse festzusetzen, und zwar 

1. für die in § 70 Abs. 1 bezeichneten Wert- 
papiere auf der Grundlage der Kurse, die 
von den Börsenvorständen und den Aus- 
schüssen zur Überwachung des geregelten 
Freiverkehrs auf den Stichtag (§ 69) ermit- 
telt werden; 

2. für die in § 70 Abs. 2 bezeichneten Wert- 
papiere auf der Grundlage der von den 
Kapitalanlagegesellschaften oder den son- 
stigen Fonds auf den Stichtag (§ 69) er- 
mittelten Rücknahmepreise." 

18. § 72 wird gestrichen. 

19. § 73 a wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Grundstücke" 
durch die Worte „Grundbesitz oder Teile 
von Grundbesitz" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden 

aa) das Wort „Grundstücke" durch die 
Worte „Grundbesitz oder Teile von 
Grundbesitz" ersetzt, 

bb) die Worte „bei der Ermittlung des Ge- 
samtvermögens und des Inlandsvermö- 
gens" gestrichen, 

cc) in Ziffer 2 die Worte „und der Volks- 
bildung" durch die Worte „oder der 
Volksbildung" ersetzt, 

dd) in Ziffer 4 die Worte „oder in das Ver- 
zeichnis national wertvollen Kulturgu- 
tes oder national wertvoller Archive 
nach dem Gesetz zum Schutz deutschen 
Kulturgutes gegen Abwanderung vom 
6. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 501) eingetragen sein" angefügt. 

c) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Grundbesitz oder Teile von Grund- 
besitz werden nicht angesetzt, wenn sie für 
Zwecke der Volks Wohlfahrt der Allgemein- 
heit zur Benutzung zugänglich gemacht sind 


und ihre Erhaltung im öffentlichen Interesse 
liegt." 

20. § 74 Abs. 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Zur Ermittlung des Wertes des Gesamt- 
vermögens sind von dem Rohvermögen abzu- 
ziehen: 

1. Schulden und Lasten, soweit sie nicht 
mit einem gewerblichen Betrieb in 
wirtschaftlichem Zusammenhang ste- 
hen. Bei der Bewertung von Schul- 
den aus laufend veranlagten Steuern 
ist § 62 b entsprechend anzuwenden. 

2. Pensionsverpflichtungen gegenüber 
Personen, bei denen der Versor- 
gungsfall noch nicht eingetreten ist, 
soweit sie nicht mit einem gewerb- 
lichen Betrieb oder einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb 
in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen. Bei der Bewertung der Pen- 
sionsverpflichtungen ist § 62 a ent- 
sprechend anzuwenden. 

3. Bei buchführenden Inhabern von 
landwirtschaftlichen Betrieben der 
Uberschuß der laufenden Betriebs- 
einnahmen über die laufenden Be- 
triebsausgaben, der nach dem Ende 
des vorangegangenen Wirtschafts- 
jahres (§ 32 Abs. 2) entstanden ist; 
das gilt nur, soweit der Uberschuß 
am Veranlagungszeitpunkt im übri- 
gen Vermögen noch vorhanden ist 
oder zur Tilgung von Schulden ver- 
wendet worden ist, die am Ende des 
vorangegangenen Wirtschafts j ahr es 
bestanden haben und mit dem land- 
wirtschaftlichen Betrieb in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen. Bei 
nichtbuchführenden Inhabern von 
landwirtschaftlichen Betrieben tritt 
an die Stelle des Überschusses der 
laufenden Betriebseinnahmen über 
die laufenden Betriebsausgaben ein 
Achtzehntel des Einheitswerts des 
landwirtschaftlichen ’ Betriebes. Bei 
Inhabern von Weinbaubetrieben 
und gärtnerischen Betrieben ist je- 
weils entsprechend zu verfahren." 

21. § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Ziff. 4 erhält die folgende Fassung: 

„4. nicht unter Ziffer 3 fallende Erfindun- 
gen und Gebrauchsmuster, die in ein 
inländisches Buch oder Register einge- 
tragen sind;". 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält die folgende Fassung; 

„Die Vorschriften in § 73 Abs. 2 ^ und 3, 
§§ 73 a und 73 b sind entsprechend anzu- 
wenden." 
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Artikel 2 

§ 21 Abs. 3 des Gesetzes über die Kapitalanlage- 
gesellsdiaften vom 16. April 1957 (Bundesgesetzbl. 
I S. 378), geändert durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Kapitalanlagegesellsdiaften 
und des Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 9.^ Au- 
gust 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 682), wird gestri- 
chen. 

Artikel 3 

§§ 4 und 7 Abs. 2 des Gesetzes über steuerrecht- 
liche Maßnahmen bei Erhöhung des Nennkapitals 
aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung von 
eigenen Aktien an Arbeitnehmer in der Fassung 
vom 2. November 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1917) 
werden gestrichen. 


Artikel 4 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch das 
Steuerberatungsgesetz vom 16. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1301), wird wie folgt geändert: 

1. In § 72 wird in der Ziffer 1 das Wort „Gewerbe- 
berechtigungen" durch das Wort „Mineralgewin- 
nungsrediten" ersetzt. 

2. In § 214 wird in den Ziffern 1 und 2 das Wort 
„Gewerbeberechtigungen" jeweils durch das 
Wort „Mineralgewinnungsrechte" ersetzt. 

3. In § 216 werden ersetzt 

a) in der Ziffer 1 

aa) die Worte „eine Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „ein Mineralgewin- 
nungsrecht", 

bb) die Worte „einer Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „einem Mineralgewin- 
nungsrecht", 

cc) die Worte „die Gewerbeberechtigung" 
durch die Worte „das Mineralgewin- 
nungsrecht", 

b) in der Ziffer 2 die Worte „die Gewerbe- 
berechtigung" durch die Worte „das Mineral- 
gewinnungsrecht " . 

4. In § 218 Abs. 3 werden ersetzt, 

a) die Worte „eine zu einem gewerblichen Be- 
trieb gehörende Gewerbeberechtigung" durch 
die Worte „ein zu einem gewerblichen Be- 
trieb gehörendes Mineralgewinnungsrecht", 

b) die Worte „die Gewerbeberechtigung" durch 
die Worte „das Mineralgewinnungsrecht". 

5. In § 219 werden ersetzt, 

a) in Absatz 1 die Worte „der Gewerbeberechti- 
gung" durch die Worte „dem Mineralgewin- 
nungsrecht", 


b) in Absatz 2 die Worte „eine Gewerbeberech- 
tigung" durch die Worte „ein Mineralgewin- 
nungsrecht" und die Worte „die Gewerbe- 
berechtigung" durch die Worte „das Mineral- 
gewinnungsrecht" . 

6. In § 239 Abs. 3 werden die Worte „dieselbe Ge- 
werbeberechtigung" durch die Worte „dasselbe 
Mineralgewinnungsrecht" ersetzt. 

7. In § 240 Abs. 1 werden die Worte „eine Ge- 
werbeberechtigung" durch die Worte „ein Mine- 
ralgewinnungsrecht" ersetzt. 


Artikel 5 

Die Durchführungsverordnung zum Bewertungs- 
gesetz vom 2. Februar 1935 (Reichsgesetzbl. I. S. 81), 
zuletzt geändert durch die Verordnung zur Ände- 
rung der Durchführungsverordnung zum Bewer- 
tungsgesetz vom 10. April 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 83), wird wie folgt geändert: 

a) In § 1 Abs. 2 wird das Wort „Gewerbeberechti- 
gungen" durch das Wort „ Miner alg ewinnungs - 
rechte" ersetzt. 

b) Die §§ 47, 50, 52, 53 a, 54, 55 und 57 bis 63 wer- 
den gestrichen. 


Artikel 6 

Artikel 1 Ziff. 14 Buchstabe a und Ziff. 20, soweit 
durch diese Bestimmung § 74 Abs. 1 Ziff. 3 des 
Bewertungsgesetzes betroffen ist, sind erstmals bei 
der Durchführung von Neu- und Nachveranlagungen 
zur Vermögensteuer zum 1. Januar 1964 anzuwen- 
den. Im übrigen sind die Artikel 1 bis 4 erstmals 
bei Durchführung der Vermögensteuer-Hauptver- 
anlagung zum 1. Januar 1963, bei der Hauptfeststel- 
lung der Einheitswerte der gewerblichen Betriebe 
zum 1. Januar 1963 und bei einer Fortschreibung 
oder Nachfeststellung der Einheitswerte für Mine- 
ralgewinnungsrechte zum 1. Januar 1963 anzuwen- 
den. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die Vorlage des Gesetzentwurfs ist erforderlich, 
um die Vermögensteuer-Hauptveranlagung auf den 
1. Januar 1963 durchführen zu können. In dem Ge- 
setzentwurf sind folgende Neuregelungen von grö- 
ßerer Bedeutung: 

a) verbesserte Behandlung von Erfindungen und 
Urheberrechten (vgl. Artikel 1 Ziff. 10 und 14 des 
Entwurfs) ; 

b) neue Verfahr ensvorschriften für die Festsetzung 
der Steuerkurse, die künftig alljährlich erfolgen 
soll (vgl. ArtikeM Ziff. 15, 16 und 17). 

Die übrigen vorgeschlagenen Änderungen des Be- 
wertungsgesetzes sind im wesentlichen nur tech- 
nischer oder redaktioneller Art. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führungen des Gesetzes in der vorliegenden Fassung 
nicht mit Kosten belastet. 


11. Begründung zu den Einzelvorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Ziffer 1 

Der bisherige § 9 stellt klar, daß Verfügungs- 
beschränkungen, denen ein Steuerpflichtiger als 
Vorerbe oder als Inhaber eines Erbhofes, Fidei- 
kommisses, Lehens oder Stammgutes unterliegt, bei 
der Bewertung nicht berücksichtigt werden können. 
Das Rechtsinstitut des Erbhofs ist durch das Kon- 
trollratsgesetz Nr. 45 aufgehoben worden. Die 
Rechtsinstitute des Fideikommisses usw. sind durch 
die Entwicklung der tatsächlichen Verhältnisse als 
überholt anzusehen. Damit hätte § 9 nur noch 
Bedeutung für einen Vorerben. Die Verfügungs- 
beschränkungen des Vorerben sind aber gerade ein 
typisches Beispiel für die Fälle, die bereits in § 10 
Abs. 2 und 3 geregelt sind. Dort wird nämlich all- 
gemein bestimmt, daß Verfügungsbeschränkungen, 
insbesondere soweit sie auf letztwilligen Anord- 
nungen beruhen, nicht berücksichtigt werden kön- 
nen. Die Vorschrift des § 9 kann deshalb, ohne daß 
sich eine Änderung der bestehenden Rechtslage er- 
gibt, ersatzlos aufgehoben werden. 

Zu Ziffer 2 

§13 enthält die allgemeinen Vorschriften über die 
bewertungsrechtliche Behandlung von Wertpapieren, 
Aktien und GmbH-Anteilen. Es ist notwendig, in 
§ 13 nunmehr auch die Anteilscheine an Investment- 
fonds mit aufzuführen. Diese gehören ebenfalls zu 
den Wertpapieren. Da jedoch für sie keine Kurse 
notiert werden, ist die bisherige, noch aus der Vor- 
kriegszeit stammende Fassung des § 13 auf diese An- 


teilscheine nicht anwendbar. Bewertungsmaßstab für 
die Anteilscheine soll der Rücknahmepreis sein. Die- 
ser ist aus dem Tagespreis abzuleiten, der am Stich- 
tag ^von den Kapitalanlagegesellschaften veröffent- 
licht wird. Damit ist der Hinweis im § 21 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Kapitalanlagegesellschaften vom 
16. April 1957 (BGBl. I S. 378), wonach Anteilscheine 
als Wertpapiere im Sinne des § 13 BewG gelten, 
überflüssig. Vgl. hierzu auch Begründung zu Arti- 
kel 2. 

Die übrigen Änderungen in § 13 Abs. 1 und 2 sind 
lediglich redaktioneller Art. 

Zu Ziffern 3 bis 6 

Nach § 58 Sollen künftig nicht mehr Gewerbeberech- 
tigungen, sondern nur noch Mineralgewinnungs- 
rechte bewertet werden. Vgl. Begründung zu Ziffer 9. 
Demgemäß ist es notwendig, auch in den verfahrens- 
rechtlichen Vorschriften über die Feststellung der 
Einheits werte nicht mehr von Gewerbeberechtigun- 
gen, sondern von Mineralgewinnungsrechten zu 
sprechen. Vgl. hierzu auch Begründung zu Artikel 4. 

Zu Ziffer 7 

Für vennögensteu erliche Zwecke steht die Aus- 
übung des freien Berufes einem Gewerbebetrieb 
gleich. Es wird deshalb auch für das der Ausübung 
des freien Berufes dienende Vermögen ein Einheits- 
wert festgestellt. Für die Gewerbesteuer ergeben 
sich hieraus jedoch keinerlei Folgen. Die Neu- 
fassung des § 55 hat deshalb nur redaktionelle Be- 
deutung. Außerdem wird dadurch der § 47 BewDV 
überflüssig. Er kann deshalb gestrichen werden. 
Vgl. hierzu Begründung zu Artikel 5. 

Zu Ziffer 8 

Nach § 56 gehören bei Kapitalgesellschaften sowie 
bei bestimmten Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen alle Wiftschaftsgüter ohne Rücksicht 
auf ihren Verwendungszweck zum Betriebsvermö- 
gen. Für sonstige juristische Personen des privaten 
Rechts, nicht rechtsfähige Vereine, Anstalten und 
Stiftungen galt dies bisher nur dann, wenn sie 
„einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten 
und vorwiegend die Erzielung wirtschaftlicher Vor- 
teile für sich oder ihre Mitglieder bezwecken". Diese 
Fassung ist überholt; denn nach § 2 Abs. 3 GewStG 
sind sonstige juristische Personen usw. nur noch in 
dem Umfang gewerbesteuerpflichtig, in dem sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. 
Es ist deshalb auch nur noch in diesem Rahmen die 
Feststellung eines Einheitswertes notwendig. Dem 
trägt die Neufassung Rechnung. Die Vermögen- 
steuerpflicht für das gesamte Vermögen der juristi- 
schen Personen usw. wird dadurch jedoch nicht be- 
rührt. 
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Zu Ziffer 9 

Tn § 58 ist bisher geregelt, wie die sog. Gew;erbe- 
berechtigungen zu behandeln sind. Als Beispiel 
für Gewerbeberechtigungen werden im Gesetz an- 
geführt: Apothekengerechtigkeiten und Mineral- 
gewinnungsrechte. Nachdem die Apothekengeredi- 
tigkeiten durch die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts ihre bisherige Sonderstellung 
verloren haben, können sie nicht mehr als besondere 
Gewerbeberechtigungen angesehen werden. Es blei- 
ben, da andere Fälle einer Gewerbeberechtigung 
keiner besonderen steuerlichen Behandlung bedür- 
fen, nur noch die Mineralgewinnungsrechte. Unter 
den gegebenen Umständen erscheint es zweckmäßig, 
im § 58 künftig nicht mehr von Gewerbeberechti- 
gungen, sondern unmittelbar nur noch von den 
Mineralgewinnungsrechten zu sprechen. Der in den 
Apothekenrechten enthaltene Firmenwert kann 
ebenso wie alle andern immateriellen Wirtschafts- 
güter auch künftig noch bei der Ermittlung des 
Betriebsvermögens zu berücksichtigen sein. Das 
gleiche gilt auch für andere, heute noch bestehende 
G ewerb eberechtigungexL 

Die selbständige Bewertung eines Mineralgewin- 
nungsrechts ist nach der geltenden Rechtslage nicht 
nur in den Fällen erforderlich, in denen es sich um 
Bodenschätze handelt, die nur auf Grund staatlicher 
Verleihung ausgebeutet werden können. Auch bei 
Bodenschätzen, die, wie z. B. Sand- und Kiesvorkom- 
men, bereits auf Grund des Eigentumsrechts am 
Grund und Boden ausgebeutet werden können, ist 
das aus dem Eigentumsrecht abzuleitende Recht auf 
Ge^vinnung des Minerals als Wirtschaftsgut zu er- 
fassen, wenn ihm nach der Verkehrs auffassung ein 
besonderer selbständiger Wert beizumessen ist. 
Diese von der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
vertretene Rechtsauslegung wird in der Literatur 
vor allem deshalb beanstandet, weil sie in der Kon- 
sequenz dazu führe, daß jedes unter der Oberfläche 
eines Grundstücks ernstlich vermutete Mineralvor- 
kommen, etwa an Steinen und Erden, steuerlich be- 
sonders erfaßt werden müßte. 

Die Neufassung des § 58 bezweckt daher neben 
einer Verdeutlichung der bestehenden Rechtslage 
vor allem eine bessere Abgrenzung der Fälle, in 
denen bei Bodenschätzen, deren Ausbeutung aus- 
schließlich auf dem Eigentumsrecht beruht, ein selb- 
ständiges Wirtschaftsgut anzunehmen ist. Eine Er- 
fassung soll erst erfolgen, wenn der Möglichkeit zur 
gewerbsmäßigen Ausbeutung im Wirtschaftsleben 
erstmals ein erkennbarer Wert beigemessen werden 
kann, z. B. im Falle eigener Ausbeute, bei Verpach- 
tung oder durch Erwerb zu einem Preis, in dem die 
Bodenschätze bereits berücksichtigt sind. 

Zu Ziffer 10 

Erfindungen und Urheberrechte sollen nach der Neu- 
fassung des § 67 Abs. 1 Ziff. 5 beim Erfinder bzw. 
Urheber und unter bestimmten Voraussetzungen 
auch bei seinem Ehegatten und seinen Kindern nicht 
zum steuerpflichtigen Vermögen gehören. Vgl. hier- 
zu Begründung zu Ziffer 14 Buchstabe b. Diese 
gleiche Regelung soll ebenso wie bisher auch dann 
gelten, wenn der Erfinder seine Erfindung in einem 
gewerblichen Betrieb verwertet. 


Diensterfindungen setzen nach der gesetzlichen De- 
finition (§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitnehmer- 
erfindungen vom 25. Juli 1957 — BGBl. I S. 756 — 
geändert durch Gesetz vom 23. März 1961 — BGBl. I 
S. 274, 316) einen Anteil des Arbeitgebers am 
Zustandekommen der Erfindung voraus. Diese Er- 
findungen stehen zwar nach der Regelung des 
Arbeitnehmererfindergesetzes originär dem Arbeit- 
nehmer ZU; sie gehen jedoch wegen des Anteils des 
Arbeitgebers am Zustandekommen der Erfindung 
auf ihn über, wenn er sie gemäß § 6 des Gesetzes 
unbeschränkt in Anspruch nimmt. Demnach können 
sie zwar nicht als vom Arbeitgeber selbst gemachte 
Erfindungen angesehen werden, die schon deshalb 
eine steuerliche Begünstigung zulassen würden. 
Gleichwohl erscheint bei unbeschränkt in Anspruch 
genommenen Diensterfindungen eine steuerliche Be- 
vorzugung geboten, weil bei einer Diensterfindung 
im Gegensatz zu einer von einem Dritten erworbe- 
nen Erfindung der Arbeitgeber stets beim Zustande- 
kommen der Erfindung zu einem gewissen Anteil 
beteiligt ist. Wenn auch die Größe des Anteils des 
Arbeitgebers am Zustandekommen der Erfindung 
verschieden sein kann, so geht der Entwurf im Inter- 
esse einer klaren Abgrenzung, ohne damit der Be- 
urteilung auf anderen Rechtsgebieten vorzugreifen, 
davon aus, daß Diensterfindungen nach § 4 Abs. 2 
des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen grund- 
sätzlich als Erfindungen des Arbeitgebers anzusehen 
sind, wenn sie von ihm unbeschränkt in Anspruch 
genommen worden sind. Da in diesem- Falle dem 
Arbeitnehmer eine Erfindung nicht zugerechnet wer- 
den kann, führt dies im Ergebnis dazu, daß die 
Diensterfindung regelmäßig sowohl beim Arbeit- 
nehmer als auch beim Arbeitgeber steuerfrei bleibt. 
Beim Arbeitgeber setzt dies jedoch voraus, daß er 
die Diensterfindung im eigenen Betrieb verwertet. 
Vergibt er dagegen die Diensterfindung in Lizenz, 
so soll sie auch künftig in einem der Lizenzvergabe 
entsprechenden Umfang steuerpflichtig bleiben. 

Wenn auch der Arbeitgeber einen Anteil am Zu- 
standekommen der Diensterfindung hat, ist er doch 
nicht in gleichem Sinne wie der Arbeitnehmer eigen- 
schöpferisch tätig geworden. Dies wird besonders 
deutlich, wenn der Arbeitgeber eine größere Kapi- 
talgesellschaft ist. Ein Unternehmer, der selbst eine 
Erfindung macht und im eigenen Betrieb verwertet, 
ist dagegen, ;wie schon oben ausgeführt, auch dann 
begünstigt, wenn er seine Erfindung in Lizenz ver- 
gibt. 

Zu Ziffer 11 

Die Neufassung des § 60 übernimmt den Inhalt des 
§ 52 BewDV. Die bestehende Rechtslage bleibt un- 
verändert. § 52 BewDV kann unter diesen Umstän- 
den gestrichen werden. Vgl. Begründung zu Arti- 
kel 5. Die Änderung in § 60 Abs. 2 entspricht den 
staatsrechtlichen Gegebenheiten. 

Zu Ziffer 12 

Der Abzug von Steuerschulden ist bisher im § 53 a 
BewDV geregelt. Die Rechtsgültigkeit dieser Vor- 
schrift, die in der Vergangenheit verschiedentlich 
zum Gegenstand von Rechtsmitteln geworden ist. 
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weil Von den Steuerpflichtigen ein erweiterter Schul- 
denabzug hinsichtlich der Ertragsteuerbelastung von 
zurückfließenden 7 c-Darlehen angestrebt wurde, ist 
wiederholt durch höchstrichterliche Urteile sowohl 
formell als auch materiell bestätigt worden. Es 
erscheint aber zweckmäßig, gewisse Härten zu be- 
seitigen, die sidi bisher für den Abzug von betrieb- 
lichen Steuerschulden bei einem abweichenden Wirt- 
schaftsjahr ergeben konnten. 

Bisher können Betriebe mit abweichendem Wirt-" 
Schafts jahr nur solche noch nicht fällige Steuer- 
schulden abziehen, die für einen Zeitraum erhoben 
werden, der spätestens im abweichenden Abschluß- 
zeitpunkt geendet hat. Nach dem Entwurf sollen die 
auf einen abweichenden Stichtag bilanzierenden 
Unternehmen auch solche noch nicht fällige Steuer- 
schulden abziehen können, die wirtschaftlich auf 
das mit dem Abschlußzeitpunkt abgelaufene ab- 
weichende Wirtschaftsjahr entfallen. Bei einem zum 
30. September bilanzierenden Unternehmen könnte 
beispielsweise nach der bisherigen Rechtslage am j 
1. Januar 1963 die rückständige Gewerbesteuer- 
abschlußzahlung für das Kalenderjahr 1962 nicht 
abgezogen werden, weil sie für einen Zeitraum er- 
hoben wird, der erst nach dem Abschlußzeitpunkt 
30. September 1962 geendet hat. Zukünftig soll 
diese Abschlußzahlung wenigstens anteilig für die 
Zeit vom 1. Januar bis 30. September 1962 abge- 
zogen werden können, weil sie insoweit noch auf 
das im Abschlußzeitpunkt endende abweichende 
Wirtschaftsjahr entfällt. 

Außerdem soll die in § 53 a Abs. 1 BewDV ent- 
haltene Regelung, wonach Steuerschulden nur auf 
besonderen Antrag hin abgezogen werden können, 
nicht mehr beibehalten werden. Das Finanzamt soll 
die Steuerschulden, sofern sie ihm bekannt sind, 
auch unabhängig von einem besonderen Antrag ab- 
ziehen. 

Da die Vorschriften des § 53 a BewDV durch diese 
Änderungen zu nachkonstitutionellem Recht werden 
würden und für diese Änderungen keine gesetzliche 
Ermächtigung besteht, soll die Vorschrift in ihrer 
Neufassung nunmehr in das Gesetz übernommen 
werden. 

Zu Ziffer 13 

Die Ergänzungen und Änderungen in § 66 sind mit 
Rücksicht auf Neuregelungen erforderlich, die sich 
an anderer Stelle des Entwurfs befinden. Die Ände- 
rungen in Buchstaben a und b sind lediglich redak- 
tioneller Art. Vgl. Begründung zu Ziffer 9. Von sach- 
licher Bedeutung ist dagegen die Ergänzung in Buch- 
stabe c. Dadurch soll sichergestellt werden, daß 
Grundstücke und Gegenstände, deren Erhaltung im 
öffentlichen Interesse liegt, unter den in § 73 a 
BewG genannten Voraussetzungen auch dann be- 
günstigt werden, wenn sie zu einem Betriebsver- 
mögen gehören. 

Zu Ziffer 14 
Zu Buchstabe a 

Nach § 67 Abs. 1 Ziff. 4 gehören Rechte auf Renten 
und andere wiederkehrende Nutzungen und Lei- 


stungen nur unter der Voraussetzung zum steuer- 
pflichtigen Vermögen, daß sie dem Berechtigten auf 
Lebenszeit oder auf die Lebenszeit einer anderen 
Person, auf unbestimmte Zeit oder mindestens für 
die Dauer von 10 Jahren zustehen. Auf der anderen 
Seite kann aber nach § 74 Abs. 1 Ziff. 2 auch der 
Verpflichtete eine entsprechende Last nur unter den 
gleichen Voraussetzungen abziehen. Dies führt da- 
zu, daß bei vielen Steuerpflichtigen der Abzug kurz- 
fristiger Verpflichtungen dieser Art überhaupt nicht 
möglich ist. Besonders unangenehm wurde diese 
Rechtslage empfunden für Verpflichtungen aus sehr 
hohen Mietvorauszahlungen, die in einer kürzeren 
Zeit als 10 Jahren „abgewohnt" werden sollten. Um 
hier seitens der Finanzverwaltung nicht weiter mit 
Billigkeitsmaßnahmen helfen zu müssen, sollen 
diese Einschränkungen beseitigt werden. Die Vor^ 
Schrift soll deshalb aufgehoben werden. Vgl. hierzu 
Begründung zu Ziffer 20. Da aber die Behandlung 
beim Verpflichteten und beim Berechtigten nur ein- 
heitlich sein kann, muß auch § 67 Abs. 1 Ziff. 4 ent-^ 
I sprechend geändert werden. Im übrigen kann davon 
ausgegangen werden, daß die Zahl der Steuerpflich- 
tigen, für die sich aus der Neuregelung auf der 
Schuldnerseite ein Vorteil ergibt, wesentlich größer 
ist als die Zahl der Steuerpflichtigen, für die sich 
auf der Gläubigerseite gewisse Nachteile ergeben. 

Zu Buchstabe b 

Die jetzige Fassung des § 67 Abs. 1 Ziff. 5 ist nur 
schwer verständlich. Sie soll deshalb geändert wer- 
den. Bei dieser Gelegenheit werden die schon be-^ 
stehenden Vergünstigungen für die vermögensteuer- 
liche Behandlung von Erfindungen und Urheber- 
rechten wesentlich großzügiger ausgestaltet. Wah- 
rend bisher ein Erfinder (das gleiche gilt auch für 
den Urheber) mit seinen geschützten Erfindungen in 
jedem Fall und mit seinen nichtgeschützten Erfin- 
dungen immer dann vermögensteuerpflichtig war^ 
wenn er sie gegen feste Beträge in Lizenz vergeben 
hatte, sollen künftig eigene sowie im Todesfall die 
auf den Ehegatten oder die Kinder übergegangenen 
Erfindungen und Urheberrechte generell vermögen- 
steuerfrei bleiben. Diese Lösung soll den deutsdien 
Erfinder begünstigen und damit letztlich der Förde- 
rung der Forschung dienen, die gerade für die Bun- 
desrepublik als lebensnotwendig anzusehen ist. 
Dies ist um so notwendiger, als die angloamerikani- 
schen und die wichtigsten europäischen Nachbar- 
staaten, mit denen die deutsche Industrie in wirt- 
schaftlichem Wettbewerb steht, eine Belastung.ihrer 
Forschungsergebnisse durch Vermögensteuer oder 
Gewerbekapitalsteuer nicht kennen. Wegen der Be- 
handlung von Diensterfindungen vgl. Begründung 
zu Ziffer 10. 

Zu Ziffer 15 

Nach dem bisherigen § 69 Abs. 1 sind Wertpapiere, 
Aktien und GmbH- Anteile jeweils auf den letzten 
31. Dezember vor einer Hauptveranlagung bewertet 
worden. Dieser Wert „erstarrte" dann für die drei- 
jährige Dauer des jeweiligen Hauptveranlagungs- 
zeitraumes. In den Zeiten steigender Kurse ist diese 
Regelung für die Steuerpflichtigen günstig. Als nach 
1060 die Kurse stark zurückgingen, führte sie jedoch 
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zu erhebiidien Nachteilen. Eine weitere Schwierig- 
keit ergibt sich dadurch, daß bei Kapitaländerungen 
nach dem Hauptveranlagungszeitpunkt nach § 69 
Abs. 2 jeweils die Kurse vom 31. Dezember des 
Jahres angesetzt werden müssen, in dem die Kapi- 
taländerung durchgeführt worden ist. Bei Kapital- 
erhöhungen aus Gesellschaftsmitteln wiederum soll 
dieser neue Wert in der Weise ermittelt werden, 
daß der alte Steuerkurs nach dem Verhältnis der 
Kapitalerhöhung aufgeteilt wird. Diese Regelung 
führt, je nachdem ob und wie eine Kapitalerhöhung 
erfolgt, zu einer ungleichmäßigen Bewertung und zu 
vielen verwaltungstechnischen Schwierigkeiten, so 
daß sie für die Zukunft nicht mehr beibehalten 
werden soll. Künftig sollen deshalb jährlich neue 
Steuerkurse festgesetzt werden. Die jeweils fest- 
•gesetzten Steuerkurse können sich allerdings wäh- 
rend des Hauptveranlagungszeitraumes, ebenso wie 
Wertveränderungen anderer Wirtschaftsgüter, nur im 
Rahmen der Neuveranlagungsgrenzen des § 13 VStG 
auswirken. Danach muß eine Werterhöhung minde- 
stens 50 000 DM, dagegen eine Wertminderung nur 
5000 DM betragen. 

Die jährliche Neufeststetzung gilt sowohl für die 
notierten Wertpapiere als auch für die nichtnotier- 
ten Aktien und Anteile, deren Wert nach § 13 Abs. 2 
ermittelt wird. Diirch die jährliche Neufestsetzung 
wird im übrigen § 69 Abs. 3 entbehrlich. 

Zu Ziffer 16 

Die Vorschrift des § 70 soll, wie auch schon bisher, 
die gesetzliche Grundlage für die Festsetzung von 
Steuerkursen bilden. Voraussetzung ist danach, daß 
für das betreffende Wertpapier entweder im amt- 
lichen Börsenhandel oder im geregelten Freiverkehr 
am Stichtag ein Kurs notiert worden ist. Für die An- 
teilscheine an einem Investmentfonds kann es dar- 
auf allerdings nicht ankommen; denn diese werden 
an der Börse nicht gehandelt. 

In § 71 ist bisher für die Festsetzung der Steuer- 
kurse als weitere Voraussetzung vorgesehen, daß 
in einem bestimmten Zeitraum vor oder nach dem 
Stichtag ein Umsatz getätigt worden ist. Die Erfah- 
rung hat jedoch gezeigt, daß es für die Frage, ob ein 
Börsenkurs ein brauchbarer Bewertungsmaßstab ist, 
nicht auf das Vorliegen eines einzigen Umsatzes an- 
kommen kann. Im Einzelfall werden die absolute 
und die relative Höhe der Umsätze (im Vergleich 
zum Nennkapital) sowie die bestehenden Mehrheits- 
verhältnisse bei den Aktionären von größerer Be- 
deutung sein können. Die bisher geforderte starre 
Voraussetzung einer u. U. nur einmaligen Umsatz- 
tätigung gibt jedenfalls keine unbedingte Sicherheit, 
daß der Börsenkurs den wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten entspricht. Die Vorschrift soll deshalb auf- 
gehoben werden. 

Zu Ziffer 17 

Die Vorschrift regelt das Verfahren zur Steuerkurs- 
festsetzung. Nach der bisherigen Rechtslage werden 
die Steuerkurse durch einen Verwaltungsakt des 
,; Reichsmini Sters der Finanzen" bzw. durch den an 
dessen Stelle getretenen Bundesminister der Finan- 


zen festgesetzt. Im Einzelfall gelten die Steuerkurse 
für einen sehr großen und meist unbekannten Kreis 
von Wertpapierbesitzern. So kann z. B. der Steuer- 
kurs für die Aktien einer großen Publikumsgesell- 
schaft (BASF, Farben-Bayer, Mannesmann, VW- 
Werk u. a.) u. U. für mehr als 100 000 Aktionäre 
verbindlich sein. Wenn aber die Festsetzung von 
Besteuerungsgrundlagen für einen so großen und 
unbekannten Kreis von Staatsbürgern verbindlich 
sein soll, dann ist es verfassungsrechtlich u. U. sehr 
zweifelhaft, ob es sich dabei noch um einen Verwal- 
tungsakt handelt. Ist es aber ein Gesetzgebungsakt, 
so muß dieser auch in dem für den Erlaß von Ge- 
setzesvorschriften vorgesehenen Rahmen vollzogen 
werden. Daneben haben sich aber auch im Hinblick 
auf Artikel 108 Abs. 3 und Artikel 129 Abs. 2 GG 
Zweifel ergeben, ob der Bundesminister der Finan- 
zen zur Durchführung eines Verwaltungsaktes auf 
dem Gebiet der Vermögensteuer zuständig sein wür- 
de. Um hier eine eindeutige Rechtslage zu schaffen, 
sieht deshalb der Entwurf vor, daß die Steuerkurse 
künftig durch eine Rechtsverordnung festgesetzt 
werden, die vom Bundesminister der Finanzen mit 
Zustimmung des Bundesrates erlassen wird. 

Zu Ziffer 18 

Das Verfahren zur Festsetzung wird nunmehr in § 71 
geregelt. Im einzelnen vgl. Begründung zu Ziffer 17. 
Der bisherige § 72 kann deshalb gestrichen werden. 

Zu Ziffer 19 

Nach § 73 a können Grundstücke, deren Erhaltung 
im öffentlichen Interesse liegt, unter bestimmten 
Voraussetzungen vermögensteuerfrei bleiben. Unter 
Grundstücken sind aber nur die wirtschaftlichen 
Einheiten des Grundvermögens zu verstehen. Die 
bisherige Regelung in § 73 a ist deshalb zu eng. Die 
Vergünstigung soll künftig unter den gleichen Vor- 
aussetzungen wie bisher auch auf den zum land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden 
Grundbesitz (z. B. die zum landwirtsdiaftlidien Be- 
trieb gehörenden Schlösser und Burgen) sowie auf 
die zum Betriebsvermögen gehörenden Betriebs- 
grundstücke ausgedehnt werden. Es tritt deshalb an 
die Stelle der Worte „Grundstücke" der umfassende 
Begriff „Grundbesitz oder Teile von Grundbesitz". 

Bei den in das Verzeichnis national wertvollen Kul- 
turgutes oder national wertvoller Archive eingetra- 
genen Gegenständen können die Voraussetzungen 
der Vergünstigung nach § 73 a als gegeben ange- 
sehen werden. Hingegen kann die in § 73 a Abs. 2 
Ziff. 4 geforderte Voraussetzung eines zwanzig- 
jährigen Familienbesitzes in einzelnen Fällen bei 
den eingetragenen Gegenständen fehlen. Nach § 1 
des Gesetzes zum Schutze des deutschen Kulturgutes 
gegen Abwanderung vom 6. August 1955 (BGBl. I 
S. 501) sollen alle in dem Verzeichnis national wert- 
vollen Kulturgutes oder national wertvoller Archive 
eingetragenen Gegenstände steuerlich begünstigt 
werden. Es soll deshalb klargestellt werden, daß bei 
den eingetragenen Gegenständen neben der Ein- 
tragung nicht auch, noch der zwanzigjährige Fami- 
lienbesitz vorzuliegen braucht. 
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Im übrigen handelt es sich nur um redaktionelle, der 
Klarstellung der bestehenden Rechtslage dienende 
Änderungen. 

Ebenso wie auf Betriebsgrundstücke soll sich künftig 
die Vergünstigung des § 73 a auch auf andere Ge- 
genstände des Betriebsvermögens erstrecken, sofern 
sie die hier genannten Voraussetzungen erfüllen. Es 
wird deshalb in § 66 ein Hinweis aufgenommen, 
wonach bei der Ermittlung des Betriebsvermögens 
§ 73 a entsprechend anzuwenden ist. Vgl. Begrün- 
dung zu Ziffer 13. 

Zu Ziffer 20 

Die Vorschrift des § 74 behandelt den Abzug von 
Schulden und Lasten bei der Ermittlung des Gesamt- 
vermögens. Beim Abzug von Lasten kann der in der 
bisherigen Ziffer 2 enthaltene Hinweis auf den Erb- 
hof, Fideikommiß usw. wegfallen. Vgl. Begründung 
zu Ziffer 1. Unter diesen Umständen ist es aus 
redaktionellen Gründen zweckmäßig, in der Neu- 
fassung des § 74 Abs. 1 die bisherigen Ziffern 1 
und 2 zusammenzufassen, so daß nunmehr in Ziffer 1 
sowohl der Abzug von Schulden als auch der Abzug 
von Lasten geregelt ist. Außerdem wird auf die Ein- 
schränkung, daß Rentenlasten usw. nur bei einer 
Mindestlaufzeit von 10 Jahren abgezogen werden 
können, verzichtet. Vgl. Begründung zu Ziffer 14 
Buchstabe a. Der Ziffer 1 wird ein weiterer Satz über 
die Behandlung von Steuerschulden angehängt. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, genügt ein Hinweis 
auf § 62 b, der hier entsprechend gilt. Vgl. Begrün- 
dung zu Ziffer 12. 

In der neuen Ziffer 2 wird die Behandlung von Pen- 
sionsverpflichtimgen geregelt. Durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1961 (BGBl. I S. 981) ist ein neuer 
§ 62 a in das Bewertungsgesetz eingefügt worden. 
Dieser läßt im Rahmen des Betriebsvermögens auch 
den Abzug von Pensions Verpflichtungen gegenüber 
Personen zu, bei denen der Versorgungsfall noch 
nicht eingetreten ist (Pensionsanwartschaften). Es 
ist durchaus denkbar, daß auch außerhalb des Be- 
triebsvermögens solche Pensionsverpflichtungen be- 
stehen. Sie sollen deshalb ebenfalls bei der Ermitt- 
lung des steuerpflichtigen Vermögens berücksichtigt 
werden können. Im übrigen entspricht der Inhalt der 
Vorschrift der höchstrichterlichen Rechtsprechung, 
durch die wiederholt festgestellt worden ist, daß 
hier Pensionsverpflichtungen nur noch insoweit ab- 
gezogen werden können, als sie nicht im Einheits- 
wert eines gewerblichen Betriebs oder im Einheits- 
wert eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs 
berücksichtigt wurden. 

In der Ziffer 3 wird eine auch in der Rechtsprechung 
sehr umstrittene Frage neu geregelt. Die derzeitige 
Rechtslage führt nämlich zu dem widersinnigen Er- 
gebnis, daß die Vermögensteuerbelastung eines 
Landwirts um so geringer wird, je größer der Ertrag 
ist, den sein landwirtschaftlicher Betrieb abwirft. Im 
einzelnen handelt es sich um folgendes: 

In der Landwirtschaft ist nach § 32 Abs. 2 für die 
Ermittlung der umlaufenden Betriebsmittel bei der 
Feststellung des Einheitswertes der Stand vom 


30. Juni maßgebend. Dies ist ein Zeitpunkt, zu dem 
in aller Regel die Erzeugnisse noch nicht gewonnen 
sind. Die regelmäßig noch auf dem Halm stehende 
Frucht wird deshalb im Einheitswert miterfaßt. Erst 
im zweiten Kalenderhalbjahr wird die Frucht ge- 
erntet und ganz oder teilweise verkauft. Werden 
die Erzeugnisse veräußert, und ist der Erlös in Form 
von Barmitteln am 1. Januar noch vorhanden, so ist 
dieser Betrag beim sonstigen Vermögen zu erfassen. 
Es besteht deshalb die Gefahr, daß der Wert der 
Erzeugnisse doppelt, d. h. einmal bei der Feststel- 
lung des Einheitswertes als anstehende Ernte und 
dann nochmals zum 1. Januar als sonstiges Ver- 
mögen berücksichtigt wird. Um diese Doppelerfas- 
sung auszugleichen, sieht § 74 Abs. 1 Ziff. 3 einen 
besonderen Abzug für Landwirte vor, der in dem 
Überschuß der zwischenzeitlichen Betriebseinnah- 
men über die Betriebsausgaben besteht. 

An diesem Grundgedanken hält auch die neue Vor- 
schrift fest. Sie enthält jedoch mehrere Änderungen. 
Künftig soll auch bei nichtbuchführenden Land- 
wirten, denen bisher der Abzug mangels eines Nach- 
weises versagt war, der Abzug möglich sein. Es soll 
dies im Wege einer Pauschalregelung dadurch er- 
reicht werden, daß die Höhe des Abzuges generell 
mit einem Achtzehntel des Einheits wertes festgelegt 
wird. Dies ist der Betrag, der einem vollen bei der 
Ermittlung des Einheit swertes zugrundegelegten 
Jahresertrag entspricht. 

Der Abzug nach § 74 Abs. 1 Ziff. 3 soll einem Aus- 
gleich dienen und eine Doppelerfassung vermeiden. 
Das setzt aber voraus, daß das Vermögen, das aus- 
geglichen werden soll, noch vorhanden ist. Deshalb 
wird nunmehr der Abzug davon abhängig gemacht, 
das der Überschuß am 1. Januar nachweislich noch 
im übrigen Vermögen vorhanden ist. Darüber hinaus 
soll aber auch der Möglichkeit Rechnung getragen 
werden, daß der Landwirt bis zum 1. Januar mit 
dem Überschuß Schulden getilgt hat, die am Ende 
des Wirtschaftsjahres vorhanden waren und in wirt- 
schaftlichem Zusammenhang mit dem Betrieb stehen, 
z. B. einen Kredit der Genossenschaft. 


Zu Ziffer 21 
Zu Buchstabe a 

Nach dem Wortlaut des bisherigen § 77 Abs. 2 Ziff. 4 
zählen zum Inlandsvermögen auch gewerblich ge- 
nutzte Urheberrechte, die in ein inländisches Buch 
oder Register eingetragen sind. Praktisch können 
dafür nur Patente und Gebrauchsmuster in Betracht 
kommen. Dies, soll durch die Neufassung klargestellt 
werden. 

Zu Buchstabe b 

Die bei der Ermittlung des Gesamtvermögens für 
bestimmte Wirtschaftsgüter vorgesehenen Befreiun- 
gen und sonstigen Vergünstigungen sollen auch auf 
die entsprechenden, zum Inlandsvermögen gehören- 
den Wirtschaftsgüter ausgedehnt werden. Dem- 
gemäß wird hier auf die entsprechenden Vorschrif- 
ten hingewiesen. 
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Zu Artikel 2 

Mit Rücksicht auf die Neufassung zu § 1,3 Abs. 1 
(vgl. Begründung zu Ziffer 2 des Artikels 1) kann 
die Vorschrift des § 21 Abs. 3 ides Gesetzes über die 
Kapitalanlagegesellschaften vom 16. April 1957 
(BGBl. I S. 378), geändert durch das Gesetz vom 
9. August 1960 (BGBl. I S. 682), gestrichen werden. 
Die Worte in § 21 Abs. 3 dieses Gesetzes „und des 
§ 19 des Kapitalverkehrsteuergesetzes" sind bereits 
durch das genannte Gesetz vom 9. August 1960 auf- 
gehoben worden. 

Zu Artikel 3 

Mit Rücksicht auf die Neufassung des § 69 (vgl. Be- 
gründung zu Ziffer 15 des Artikels 1) und die . sich 
daraus ergebende alljährliche Neufestsetzung von 
Steuerkursen werden die Vorschriften in §§ 4 und 7 
Abs. 2 des Gesetzes über steuerrechtliche Maß- 
nahmen bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesell- 
schaf tsmitteln usw. gegenstandslos. Diese Vorschrif- 
ten können deshalb gestrichen werden. 


Zu Artikel 4 

Nach der Neufassung des § 58 werden nicht mehr Ge- 
werbeberechtigungen, sondern Minejalgewinnungs- 
r echte (vgl. Begründung zu Ziffer 9 des Artikels 1) 
bewertet. Es müssen deshalb auch die Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung, die sich mit der verfah- 
rensrechtlichen Behandlung der Gewerbeberechti- 
gungen befassen, entsprechend geändert werden. 


Zu Artikel 5 

Durch das vorliegende Gesetz soll auch die Durch- 
führungsverordnung zum Bewertungsgesetz geän- 


dert werden. Zunächst wird § 1 Abs. 2 BewDV mit 
Rücksicht auf die Neufassung des § 58 BewG redak- 
tionell geändert. Außerdem wird eine Reihe von 
Vorschriften aufgehoben, die entweder durch Neu- 
regelungen in dem vorliegenden Gesetzentwurf ge- 
genstandslos werden (§§ 47, 50, 52, 53 a, 57 und 60 
BewDV) oder durch Zeitablauf schon bisher ohne 
praktische Bedeutung waren (§ 63 BewDV) oder 
deren Inhalt zweckmäßigerweise im Verwaltungs- 
wege (§§ 54 und 55 BewDV) oder jeweils im Zusam- 
menhang mit der Festsetzung der Steuerkurse (§§ 58, 
59, 61 und 62 BewDV) geregelt wird. Die Änderung 
der Durchführungsverordnung zum Bewertungs- 
gesetz soll ausnahmsweise durdi ein Gesetz erfol- 
gen, weil z. Z. noch eine entsprechende Ermächti- 
gungsvorschrift für die Bundesregierung fehlt. 


Zu Artikel 6 

Artikel 6 regelt den Zeitpunkt der erstmaligen 
Anwendung der neuen Vorschriften. Grundsätzlich 
sollen die neuen Vorschriften bereits bei der Ver- 
mögensteuer-Hauptveranlagung zum 1. Januar 1963 
angewendet werden. Lediglich bei Artikel 1 Ziff. 14 
Buchstabe a und bei Artikel 1 Ziff. 20, soweit § 74 
Abs. 1 Ziff. 3 BewG betroffen wird, ist die erst- 
malige Anwendung zum 1. Januar 1964 vorgesehen. 
In diesen beiden Fällen könnte es nämlich möglich 
sein, daß sich für die Steuerpflichtigen eine etwas 
ungünstigere Behandlung als bisher ergibt. 


Zu Artikel 7 und 8 

Diese Artikel regeln in der üblichen Weise den Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes und seine 
Anwendung im Land Berlin. 
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